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Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 20. Juni 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die
Beteiligten einander nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die Zuerkennung eines hÃ¶heren Grades der Behinderung
(GdB).

Der 1961 geborene KlÃ¤ger beantragte im September 2001 wÃ¤hrend eines
Aufenthaltes in der Ostseeklinik S-H die Feststellung seines GdB sowie die
Feststellung der gesundheitlichen Merkmale "G" (erhebliche Gehbehinderung), "aG"
(auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung) und "RF" (Befreiung von der
RundfunkgebÃ¼hrenpflicht). Der Beklagte holte einen Befundbericht des Facharztes
fÃ¼r radiologische Diagnostik Dr. B ein, der mit Datum vom 15. Oktober 2001
erstattet wurde und dem ein von ihm erstellter Arztbrief vom 8. Mai 2001 Ã¼ber ein
CT der HalswirbelsÃ¤ule (HWS) beigefÃ¼gt war. Der Beklagte zog ferner den
Entlassungsbericht der Ostseeklinik S-H bei, wo der KlÃ¤ger in der Zeit vom 4. bis
25. September 2001 an einer stationÃ¤ren RehabilitationsmaÃ�nahme zu Lasten
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der Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte teilgenommen hatte. Nach
Einholung einer Stellungnahme durch die Ã�rztin fÃ¼r Chirurgie Dr. G stellte der
Beklagte durch Bescheid vom 23. Januar 2002 einen GdB von 20 wegen
VerschleiÃ�erscheinungen der WirbelsÃ¤ule und Nervenwurzelreizerscheinungen
fest. Die gesundheitlichen Voraussetzungen der Merkzeichen "G", "aG" und "RF"
lÃ¤gen nicht vor. Der KlÃ¤ger erhob hiergegen Widerspruch, mit dem er
ausfÃ¼hrte, wegen einer S-Form seiner WirbelsÃ¤ule und einem
Bandscheibenvorfall unter stÃ¤ndigen Schmerzen zu leiden, die ihn bei seiner
Arbeit im Operationssaal (als OP-Pfleger) sehr belasteten. BeigefÃ¼gt war ein Attest
der behandelnden Ã�rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die B vom 11. Februar 2002, wonach der
KlÃ¤ger an einem chronisch rezidivierenden Lumbalsyndrom und einem
chronischen Cervicalsyndrom mit beginnender Foramenstenose C5/6 bds. leide. Es
bestehe ein Ã¼berwiegend belastungsabhÃ¤ngiges Schmerzsyndrom beim Heben,
Tragen und Haltearbeiten, insbesondere im Zusammenhang mit der Arbeit im OP.
Der Beklagte holte daraufhin ein Ã¤rztliches Gutachten durch den Arzt fÃ¼r
Chirurgie Dr. S ein, der am 24. Mai 2002 nach einer Untersuchung des KlÃ¤gers zu
dem Ergebnis kam, dass sich ein alters- und konstitutionsgerechter
Bewegungsablauf gefunden habe, so dass der bisherige GdB nach Aktenlage viel zu
hoch greife. Der Beklagte wies daraufhin den Widerspruch durch
Widerspruchsbescheid vom 4. Juli 2002 zurÃ¼ck. Die Auswirkungen der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung seien mit einem GdB von 20 richtig bewertet worden.
Lediglich aus GrÃ¼nden der VollstÃ¤ndigkeit und Klarheit werde die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung nunmehr wie folgt bezeichnet: Wiederkehrende
Reizerscheinungen und FunktionseinschrÃ¤nkungen der WirbelsÃ¤ule.

Das Sozialgericht Berlin hat im anschlieÃ�enden Klageverfahren Befundberichte des
Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dipl.-Med. B (erstellt mit Datum vom 23. Januar
2003), der FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die R (vom 10. Februar 2003), des Arztes
fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. G (vom 11. Februar 2003) sowie der Chirurgen K/S (vom 14.
Februar 2003) eingeholt, denen u.a. ein RÃ¶ntgenbefund betreffend die HWS und
die LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) der Ã�rztin fÃ¼r Radiologie Dr. M vom 2. Januar 2001
beigefÃ¼gt war. Der KlÃ¤ger brachte ferner eine BestÃ¤tigung der C (Dr. B) vom
22. November 2002 bei, wonach er sich dort wegen eines Bandscheibenvorfalles L
4/L 5 in Behandlung befinde.

Durch Gerichtsbescheid vom 20. Juni 2003 hat das Sozialgericht Berlin die Klage
abgewiesen. Der KlÃ¤ger leide zwar an Beschwerden in mehreren
WirbelsÃ¤ulenabschnitten, die funktionellen Auswirkungen seien jedoch insgesamt
jeweils nur leichtgradig, allenfalls gelegentlich mittelgradig, so dass lediglich eine
Vergleichbarkeit der Leiden mit einem WirbelsÃ¤ulenschaden mit mittelgradigen
funktionellen Auswirkungen in einem Abschnitt bejaht werden kÃ¶nne, die zu einem
GdB von 20 fÃ¼hre. Keinesfalls handele es sich durchgehend um mittelgradige bis
schwere funktionelle Auswirkungen. Ein GdB von 50 komme Ã¼berhaupt nicht in
Betracht.

Gegen diesen ihm am 27. Juni 2003 zugestellten Gerichtsbescheid wendet sich der
KlÃ¤ger mit seiner am 21. Juli 2003 eingegangenen Berufung. Darin trÃ¤gt der
KlÃ¤ger vor, dass sich seine Schmerzen trotz therapeutischer Behandlung nicht
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gebessert hÃ¤tten. Die Behinderung von 50 % habe der Prof. K in der Kurklinik S-H
entschieden, dieser Ansicht seien auch seine orthopÃ¤dischen Ã�rzte. Der KlÃ¤ger
brachte ferner Atteste der Ã�rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin Dipl.-Med. B vom 25.
September 2003, der Ã�rztin B vom 9. De- zember 2003 sowie des Facharztes fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. G vom 22. November 2004 bei.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 20. Juni 2003 aufzuheben und
den Beklagten unter Ã�nderung des Bescheides vom 23. Januar 2002 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 4. Juli 2002 zu verurteilen, ihm einen
Grad der Behinderung von mindestens 50 zuzuerkennen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Beklagte verweist auf eine fachchirurgische Stellungnahme des Arztes fÃ¼r
Chirurgie Dr. B vom 1. Juni 2004, wonach der Gesamt-GdB von 20 das
HÃ¶chstmaÃ� der Funktionsbehinderungen seitens des Halte-, StÃ¼tz- und
Bewegungsapparates beschreibe.

Der Senat hat Unterlagen der Unfallkasse Berlin betreffend eine am 23. Februar
1996 erlittene Quetschverletzung des linken FuÃ�es, eine am 13. Juli 2002 erlittene
Verletzung des linken Auges sowie eine weitere Verletzung des linken Zehes des
KlÃ¤gers vom 2. Dezember 2002 beigezogen. Das Gericht hat ferner einen
Befundbericht der FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die R (vom 24. Februar 2004) sowie
des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dipl.-Med. B (vom 5. MÃ¤rz 2004) eingeholt,
auf die Bezug genommen wird.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten nebst Anlagen und den sonstigen
Inhalt der Gerichtsakte sowie den der Verwaltungsakte des Beklagten, die vorlagen
und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht erhobene Berufung ist zulÃ¤ssig, aber in der Sache nicht
begrÃ¼ndet. Die angefochtenen Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Zuerkennung
eines hÃ¶heren Gesamt-GdB als 20.

GemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch, Neuntes Buch, Rehabilitation und
Teilhabe behinderter Menschen (SGB IX), sind Menschen behindert, wenn ihre
kÃ¶rperliche Funktion, geistige FÃ¤higkeit oder seelische Gesundheit mit hoher
Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger als sechs Monate von dem fÃ¼r das Lebensalter
typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
beeintrÃ¤chtigt ist. Die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
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sind gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 1 Satz 3 und 4 und Abs. 3 SGB IX abgestuft als Grad der
Behinderung in Zehnergraden von 20 bis 100 entsprechend den MaÃ�stÃ¤ben des
Â§ 30 Abs. 1 Bundesversorgungsgesetz i.V.m. den vom Bundesminister fÃ¼r Arbeit
und Sozialordnung herausgegebenen "Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertenrecht (Teil 2 SGB IX)" in ihrer jeweils geltenden Fassung (hier
Ausgabe 2004 â�� AHP 2004 -), die als ein antizipiertes
SachverstÃ¤ndigengutachten anzusehen sind, festzustellen.

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser Vorgaben ist der beim KlÃ¤ger bestehende GdB zu
Recht nicht mit einem hÃ¶heren Wert als 20 festgestellt worden. Nach den AHP
2004, Nr. 26.18 Seite 116 ist ein GdB von 20 vorgesehen bei mittelgradigen
funktionellen Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig
rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t
mittleren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Tage andauernde
WirbelsÃ¤ulensyndrome). Die beim KlÃ¤ger bestehenden und durch Dr. S wie auch
durch die behandelnden Ã�rzte in deren Befundberichten beschriebenen
EinschrÃ¤nkungen an der WirbelsÃ¤ule bestehen zwar in mehreren
WirbelsÃ¤ulenabschnitten (Dr. G beschreibt in seinem Attest vom 22. November
2004 einen Zustand nach Bandscheibenprotrusion C5/6, ein chronisches HWS-
Syndrom, eine zervikale Spinalkanalstenose und einen Zustand nach
Bandscheibenvorfall L4/5, wonach also zwei WirbelsÃ¤ulenabschnitte betroffen
sind), diese erreichen jedoch nicht den in den Anhaltspunkten genannten
Schweregrad, so dass eine Vergleichbarkeit mit mittelgradigen EinschrÃ¤nkungen in
einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt gegeben ist.

Etwas anderes folgt weder aus den vom KlÃ¤ger beigebrachten Attesten noch
aufgrund der im Berufungsverfahren eingeholten Befundberichte. Die vom KlÃ¤ger
beigebrachten Atteste der Ã�rzte B vom 25. September 2003 und Dr. G vom 22.
November 2004 enthalten keine Ã�uÃ�erungen zu den aus den
WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den resultierenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen. FÃ¼r die
Feststellung der HÃ¶he eines GdB kommt es allerdings â�� worauf der KlÃ¤ger
durch Schreiben des Landessozialgerichts vom 1. Oktober 2003 ausdrÃ¼cklich
hingewiesen worden war â�� grundsÃ¤tzlich lediglich auf die Folgen derartiger
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen an (BSG, SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 19). Lediglich die
Ã�rztinnen R/B beschreiben in ihrem Attest vom 9. Oktober 2003 die LWS-
Beweglichkeit als "endgradig eingeschrÃ¤nkt", was keine erhebliche
EinschrÃ¤nkung erkennen lÃ¤sst. Den Befundberichten und Attesten war auch nicht
zu entnehmen, dass sich der Zustand des KlÃ¤gers verschlechtert hÃ¤tte oder dass
neue Erkrankungen hinzugekommen wÃ¤ren. Die Ã�rztin R hat in ihrem
Befundbericht vom 24. Februar 2004 auf die entsprechende Frage ausgefÃ¼hrt,
dass es sich bei den Behandlungen wegen akuter Lumbalgie, lumbaler Blockierung
und einem chronischen Lumbalsyndrom jeweils um Akutbehandlungen gehandelt
habe. Der Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin B hat insoweit mitgeteilt, dass wÃ¤hrend
des Zeitraumes der Konsultationen keine Ã�nderung der Beschwerdeproblematik
stattgefunden habe und dass die Befunde gleichbleibend gewesen seien.

Die Schmerzen, auf welche der KlÃ¤ger verweist, fÃ¼hren nicht zu einem hÃ¶heren
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GdB, da die in den GdB-Tabellen angegebenen Werte die Ã¼blicherweise
vorhandenen Schmerzen mit einschlieÃ�en und auch erfahrungsgemÃ¤Ã�
besonders schmerzhafte ZustÃ¤nde bereits berÃ¼cksichtigen (AHP 2004 Nr. 18
Abs. 8 S. 24). Die kÃ¶rperliche Belastung durch den vom KlÃ¤ger ausgeÃ¼bten
Beruf ist im Rahmen der vorliegend streitigen Feststellungen nicht relevant, sie
fÃ¼hrt insbesondere auch nicht zu einem hÃ¶heren GdB.

Der vom KlÃ¤ger begehrte GdB von 50 kam, wie das Sozialgericht bereits zutreffend
ausgefÃ¼hrt hat, keinesfalls in Betracht. Die AHP 2004 sehen einen GdB ab 50 vor
bei "WirbensÃ¤ulenschÃ¤den mit besonders schweren Auswirkungen (z.B.
Versteifung groÃ�er Teile der WirbelsÃ¤ule; anhaltende Ruhigstellung durch
Rumpforthese), die drei WirbelsÃ¤ulenabschnitte umfasst â�¦" oder bei einer
schweren Skoliose. Erkrankungen mit FunktionseinschrÃ¤nkungen eines derartigen
Schweregrades liegen beim KlÃ¤ger auch nicht annÃ¤hernd vor.

Nach alledem war die Berufung daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz, sie
folgt dem Ergebnis in der Hauptsache.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor.

Erstellt am: 21.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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